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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Pirmin Bischof (mitte, SO) forderte im Juni 2022 mit einer Motion die Einführung eines
Online-Preisrechners für Treibstoffe. Ständerat Bischof argumentierte, dass nur ein
Teil der jüngsten Steigerung der Treibstoffpreise auf die internationale Lage
zurückzuführen sei; ein guter Teil liege an der fehlenden Transparenz über die
Treibstoffpreise in der Schweiz, die es laut Preisüberwacher Stefan Meierhans den
Erdölfirmen ermögliche, grosse Gewinne zu erzielen. Abhilfe schaffen würde gemäss
Bischof ein Preisrechner, wie ihn beispielsweise Österreich bereits vor einigen Jahren
eingeführt habe. Dort gebe es für alle Tankstellen eine Preismeldepflicht, die es den
Konsumentinnen und Konsumenten erlaube, rasch und unkompliziert die günstigste
Tankstelle in der Umgebung zu finden.
Der Bundesrat lehnte die Motion mit einer allgemein gehaltenen Begründung zur
Teuerungsthematik ab. Der Vorstoss wurde im Rahmen der ausserordentlichen Session
zur Kaufkraft in der Herbstsession 2022 behandelt. Motionär Bischof bewarb sein
Anliegen mit dem Hinweis, dass ein Preisrechner keine Mehrausgaben oder
Mindereinnahmen bedeute, sondern lediglich mehr Transparenz schaffe. Der Bund
müsse höchstens die Kosten für die Bereitstellung dieses Rechners zahlen, diese seien
aber sehr niedrig. Wirtschaftsminister Parmelin hingegen sah keinen Anlass für die
Einführung eines solchen Preisrechners. Zum einen würde die Einführung dieses
Instruments eine Gesetzesänderung bedingen, welche Zeit brauche. Der Preisrechner
würde demnach nichts gegen die aktuell hohen Preise nützen. Zum anderen bringe die
Verpflichtung zur Meldung der tagesaktuellen Treibstoffpreise einen grossen
administrativen Mehraufwand für die Tankstellen mit sich. Zudem habe eine Studie von
Ecoplan ergeben, dass der entsprechende Handlungsbedarf nicht offensichtlich sei und
dass die Spareffekte für die Autofahrenden marginal ausfallen würden. Die kleine
Kammer nahm die Motion jedoch mit 25 zu 18 Stimmen bei 1 Enthaltung an. Die Mitte-,
die Grüne- und die SP-Fraktionen stimmten für das Anliegen. 1

MOTION
DATUM: 26.09.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die WAK-NR zeigte sich im Januar 2023 gespalten in der Frage, ob der Bund einen
Preisrechner für Treibstoffpreise nach österreichischem Vorbild einführen soll. Eine
Mehrheit der Kommission beantragte mit 12 zu 10 Stimmen, der Motion in angepasster
Form Folge zu geben, wonach der Bund die Plattform auch in Zusammenarbeit mit
privaten Anbietern betreiben könne. Die Kommission reagierte damit auf den vom TCS
im November 2022 lancierten Benzinpreisradar. 
In der Frühjahrssession 2023 war eine Mehrheit des Nationalrates mit 95 zu 81 Stimmen
bei 2 Enthaltungen jedoch der Ansicht, dass kein Bedarf an einer staatlichen Lösung
mehr bestehe, wobei die grosse Kammer der Kommissionsminderheit folgte.
Minderheitensprecher Beat Walti (fdp, ZH) erklärte im Rat, dass einerseits eine
privatwirtschaftliche Lösung geschaffen worden sei und sich andererseits die
Spritpreise eingependelt hätten. Mit einer Ablehnung könne man «etwas Gutes gegen
die Bürokratie tun»  – bei einer Annahme hätten die Tankstellenbetreiber ihre aktuellen
Preise beim Bund melden müssen – und auf die Einführung eines «neuen Molochs» sei
zu verzichten, führte der freisinnige Nationalrat weiter aus. Die geschlossenen
Fraktionen der SVP, der FDP.Liberalen, eine Mehrheit der Grünliberalen-Fraktion sowie
wenige Stimmen aus der Mitte-Fraktion setzten sich schliesslich mit dieser Meinung
durch und lehnten die Motion ab. Kommissionssprecher Fabio Regazzi (mitte, TI) hatte
vergebens versucht, eine Ratsmehrheit vom Handlungsbedarf und der Idee der
Zusammenarbeit zwischen Staat und Privatwirtschaft in der Kontrolle der Benzinpreise
zu überzeugen. Mit der Ablehnung im Nationalrat war die Motion erledigt. 2

MOTION
DATUM: 02.03.2023
MARCO ACKERMANN

1) AB SR, 2022, S. 903 ff. (22.9013); AB SR, 2022, S. 915
2) AB NR, 2023, S. 151 f.; Bericht WAK-NR vom 9.1.23; AZ, 3.3.23
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